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Dr. Hans Christoph Uleer

Am 1. Januar 1971 wechselte er im Alter

von gerade einmal 33 Jahren vom Posten

des Geschäftsführers der CDU/CSU-

Mittelstandsvereinigung in Bonn in 

den Kölner PKV-Verband. Seit dem 

2. November 1977 war er auch geschäfts-

führendes Vorstandsmitglied. Dr. Uleer

kam in einer schwierigen Phase zum

Verband, in der die PKV fast ein Drittel

ihrer Vollversicherten verlor. Vor allem 

dank der Stabilisierung der gerade einge-

führten „Friedensgrenze“ zur GKV und

akzeptablerer Preisregelungen im statio-

nären und ambulanten Sektor gab es 

in der Zeit von Dr. Uleer einen jahrzehn-

telangen Aufschwung der PKV. Später

wurden die krisenhafte Entwicklung 

der Altersbeiträge und die Herausfor-

derung der wachsenden Pflegebedürf-

Ehemaliger PKV-Geschäftsführer Dr. Uleer 70 Jahre
Fast 32 Jahre lang lenkte Dr. Hans Christoph Uleer als Verbandsdirektor die Geschicke des PKV-Verbandes und prägte ihn
in dieser Zeit entscheidend mit. Am 24. Januar 2007 feierte er seinen 70. Geburtstag. Zu diesem Ehrentag gratuliert ihm
die PKV auch an dieser Stelle besonders herzlich.

tigkeit bewältigt, auch mit den innova-

tiven PKV-Initiativen zum Standard-

tarif und zur privaten Pflegepflicht-

versicherung.

Am 31. Juni 2002 ging Dr. Uleer als

Verbandsdirektor in den wohlverdienten

Ruhestand. Vor zwei Jahren wurde ihm

vom Bundespräsidenten das Bundesver-

dienstkreuz I. Klasse verliehen. Diese

Auszeichnung stellt eine Würdigung

seiner ehrenamtlichen Tätigkeit dar.

Schon im Jahr 1987 gehörte er als

Vertreter der PKV zu den Initiatoren der

Nationalen AIDS-Stiftung, einer der

beiden Stiftungen, die sich 1996 zur Deut-

schen AIDS-Stiftung zusammenschlossen.

Heute ist Dr.Uleer Vorstandsvorsitzender

der Stiftung. jw

eindämmen, der Gesunde dazu einlud, auf

Versicherungsschutz zu verzichten, um

sich erst im Krankheitsfall unter das Dach

einer Versicherung zu begeben. Wie aller-

dings die Pflicht zur Versicherung kontrol-

liert und wie Verstöße wirksam sanktio-

niert werden können, ist noch völlig offen.

Besser wäre ohnehin ein verbindliches

Zeitfenster gewesen, innerhalb dessen

Nichtversicherte von ihrer Aufnahme-

option hätten Gebrauch machen müssen.

Mehr Staat
Zwar erfolgt die nähere Festlegung des

Leistungsumfangs im Basistarif durch den

PKV-Verband, der dazu mit entspre-

chenden hoheitlichen Rechten beliehen

wird. Da der Basistarif jedoch nach Art,

Höhe und Umfang vergleichbar mit der

gesetzlichen Krankenversicherung sein

soll, bleibt hier faktisch kaum Spielraum.

Auch hinsichtlich der Vergütung sind

wirklich freie Verhandlungen kaum noch

möglich, da die Koalition hier den 1,8-

beziehungsweise 2,0-fachen Vergütungs-

satz bei den (Zahn-)Arzthonoraren nahe-

legt. Mit solchen Vorgaben gefährdet die

Regierung das Ziel bezahlbarer Prämien.

Vorgesehen ist zudem eine Schiedsstelle

aus PKV, Leistungserbringern, Bundesan-

stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht und

Gesundheitsministerium. Die Regierung

wird also einen erheblichen Einfluss auf

die Vergütung im Basistarif ausüben.

Fazit
Wie sich der Basistarif auf die PKV genau

auswirken wird, hängt von seiner

konkreten Ausgestaltung sowie von den

parlamentarischen Entscheidungen in

diesen Tagen ab. Von einer Stärkung der

Kapitaldeckung im Gesundheitswesen,

etwa durch die Senkung der Versiche-

rungspflichtgrenze, kann bei dieser

Reform leider nicht die Rede sein. Neben

dem subventionsbedürftigen Basistarif

verteuert die Portabilität als zukünftige

Pflichtleistung jeden neuen Vertrag. Oben-

drein wird sich durch die für Angestellte

auf drei Jahre verlängerte Wartezeit der

Neuzugang zur PKV verringern.

Dabei dürfen die genuinen Argumente für

die PKV freilich nicht aus dem Blick

geraten: die Zukunftsfestigkeit der Kapi-

taldeckung und die langfristige Verläss-

lichkeit des privatvertraglichen Leistungs-

versprechens. In diesen Punkten nämlich

wird die PKV nach dieser Reform, die den

Staatseinfluss auf die GKV verstärkt und

keine Finanzierungsfrage löst, erst recht

das bleiben, was sie heute schon ist: eine

unverzichtbare Alternative. tg


